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Früher war mehr Plätzlebacken

Die Umschichtung der
zur Verfügung stehen-
den Zeit ins Digitale

bedingt es, dass Menschen
unter anderem weniger
Plätzle backen. Natürlich ist
die Ausrede, dafür habe man
nun wirklich keine Zeit,
nicht besonders stichhaltig,
wenn man weiß, dass Er-
wachsene laut einer Umfrage
des Digitalverbandes Bitkom

im Schnitt deutlich mehr als
drei Stunden am Handy he-
rumfummeln. Genug Zeit
eigentlich, um reichlich am
Teig für Vanillekipferl oder
Spitzbuben zu fummeln.
Aber das ist ein freies Land.
Jeder fummelt da herum, wo
er gernemöchte.

Während also Leute immer
weniger backen, steigen die
Preise für Plätzchen beim Bä-
cker. 40 Euro pro Kilo kom-
men da schnell zusammen.
In Österreich ist aufgrund
dieser preislichen Umstände

inzwischen so eine Art Plätz-
le-Schwarzmarkt entstan-
den, wie der ORF berichtet.
Privatleute ohne Gewerbe-
schein oder Gesundheits-
zeugnis backen demnach in
großem Stil und verkaufen
die heißeWare, ohne Steuern
abzuführen.

Die Behörden warnen, der-
lei Backwerk aus dem Unter-
grund zu erwerben und wei-
sen auch auf die gesundheitli-
chen Risiken hin. Denn wenn
Tante Elvira aus dem dritten
Stock für das ganze Viertel

Unterm Strich
kostenpflichtig den Ofen glü-
hen lässt, hätten unter ande-
rem Allergiker das Nachse-
hen. Denn Schwarz-Bäckerin-
nen und Schwarz-Bäcker de-
klarieren ihre Rohstoffe im il-
legalen Kekshandel natürlich
nicht ordnungsgemäß. Wir
hoffen, dass es zu solchen
Verwerfungen wie in Öster-
reich bei uns nicht kommt
und appellieren: Wer im Ad-
vent täglich nur auf eine
Stunde Handy-Fummelei ver-
zichtet, kann soviel backen,
dass es bis Ostern reicht. (nyf)

Herumfummeln amAusstecher-
le. FOTO: CHRISTIN KLOSE/DPA

DieStimmungderMenschen
im Südwesten hat sich im
VergleichzuJahresbeginnet-
was aufgehellt. Die wirt-
schaftliche Lage erfüllt aber
weiterhinvielemit Sorgen.

Von Ulrich Mendelin

Menschen im Südwesten etwas optimistischer

RAVENSBURG – Allen Mel-
dungen über Kriege und Kri-
sen und über die schwächeln-
deWirtschaft zumTrotz:Kurz
vor dem Jahreswechsel schau-
en mehr Menschen im Süd-
westen optimistisch in die Zu-
kunft als zuBeginndes Jahres.
33 Prozent der Bürger blicken
den kommenden zwölf Mona-
tenmitHoffnungenentgegen,
wie aus dem aktuellen BaWü-

Check hervorgeht, der reprä-
sentativen Allensbach-Umfra-
ge im Auftrag der Tageszei-
tungen in Baden-Württem-
berg. Das sind deutlich mehr
Menschen als zu Jahresbeginn
- bei der ersten Befragung die-
ser Art im Jahr 2025 war nur
jederViertehoffnungsfroh.

Im gleichen Zeitraum sank
die Zahl derer, die mit ausge-
prägten Befürchtungen auf
die nähere Zukunft blicken.
Nur ein Viertel der Menschen
in Baden-Württemberg sagt
dies über sich selbst. Zu Jah-
resbeginn äußerte sich noch
mehr als ein Drittel der Men-
schen - 37 Prozent - entspre-
chend.EinweiteresViertelder
Baden-Württemberger sieht

der kommenden Zeit zwar
nicht mit Befürchtungen,
wohl aber mit Skepsis ent-
gegen - ein Wert, der seit Jah-
resbeginnkonstant ist.

Allerdings, auch das geht
aus dem aktuellen BaWü-
Check hervor, ändert die
leicht aufgehellte Stimmung
nichts daran, dass die wirt-
schaftliche Entwicklung wei-
terhin vielen Menschen Sor-
gen bereitet. Mehr noch: Die
KriserücktnäheranjedenEin-
zelnenheran.

Stärker als bei früheren Be-
fragungen gebenMenschen in
Baden-Württemberg an, dass
die lahmende Konjunktur sie
auf die eine oder andereWeise
persönlich betrifft. Bei 85 Pro-

zent der Befragten ist dies der
Fall, während nur noch eine
Minderheit von 15 Prozent an-
gibt, keinerlei Auswirkungen
der Wirtschaftsflaute auf das
eigene Leben zu spüren. Nur
etwa jeder fünfte erwartet,
dass es ihm in fünf Jahren
wirtschaftlich besser gehen
wird als heute, während 28
Prozent der Befragten vom
Gegenteil ausgehen. Dabei
sind ältere Menschen tenden-
ziellpessimistischergestimmt
als jüngere. Insbesondere die
Entwicklung der baden-würt-
tembergischen Automobil-
industrie als wichtigster Bran-
che im Südwesten beunruhigt
eine Mehrheit der Bürger.
LEITARTIKEL,SEITEDREI

Basis: Baden-Württemberg, Be-
völkerung ab 16 Jahre; Quelle: Al-
lensbacher Archiv, IfD-Umfrage
6195/I FOTO: SV-GRUPPE

In Australien dürfen Kinder
und Jugendliche, die jünger
als 16 sind, keine Accounts
mehr auf Plattformen wie
Tiktok, Youtube oder Insta-
gramnutzen.DieDebatteda-
rüber ist nun auch hierzu-
lande invollemGang.

Debatte über Social-Media-Verbot

HAMBURG – Nach dem So-
cial-Media-Verbot für Ju-
gendliche in Australien
nimmt die Debatte über ge-
setzliche Maßnahmen auch
in Deutschland an Fahrt auf.
So sprach sich etwa Nieder-
sachsens Kultusministerin
Julia Willie Hamburg (Grü-

ne) für entsprechende Rege-
lungen aus. Für Kinder unter
14 Jahren sollten die Plattfor-
men ausnahmslos verboten
sein, „schon aus Gründen des
Jugendschutzes“, forderte
sie.

Auch Manfred Weber
(CSU), der Chef der EVP-Frak-
tion im Europäischen Parla-
ment, befürwortete ein So-
cial-Media-Verbot für Kinder.

Der Präsident des Deut-
schen Lehrerverbands, Ste-
fan Düll, zeigte sich dagegen
skeptisch. Er plädierte dafür,
Heranwachsenden mehr
Kompetenz im Umgang mit

Sozialen Medien zu vermit-
teln. In Australien ist es Ju-
gendlichen unter 16 ab so-
fort verboten, ein eigenes
Konto auf Social-Media-Platt-
formen zu besitzen.

Betroffen von diesem Ver-
bot sind zehn Anbieter.
Neben Tiktok sind das Snap-
chat, Instagram, Facebook,
Threads, X, Youtube, Twitch,
Reddit und Kick. Unterneh-
men, die das Alter ihrer Nut-
zer nicht konsequent über-
prüfen, müssen mit Strafen
von umgerechnet bis zu 30
Millionen Euro rechnen.
(KNA/epd) PANORAMA

Moskau reagiert erfreut auf
die Aussagen von US-Präsi-
dent Trump zur Ukraine.
Russland begrüßte auch die
Bereitschaft des dortigen
Präsidenten Selenskyj zu
Neuwahlen.

Kreml lobt Trump-Kurs

MOSKAU – Der Kreml hat US-
Präsident Donald Trump für
seine bei „Politico“ geäußerte
Kritik am ukrainischen Präsi-
denten Wolodymyr Selenskyj
und die Forderung nach har-
ten Zugeständnissen an Russ-
landgelobt.TrumpsÄußerun-
gen„zudenThemenNato-Mit-
gliedschaft, Territorium und

so weiter, zum Thema, wie
die Ukraine Boden verliert,
stimmen mit unserem Ver-
ständnis überein“, sagte Spre-
cher Dmitri Peskow. Trump
habe zudem Kiews Streben in
die Nato als Ursache des Kon-
flikts benannt, was wichtig
für eine friedliche Lösung sei.

Peskow begrüßte auch Se-
lenskyjs Bereitschaft zu Neu-
wahlen in der Ukraine. Dies
sei „ziemlich neu“ und decke
sich mit Forderungen, die
Russlands Präsident Wladi-
mir Putin und US-Präsident
Trump erhoben hätten. (dpa)
POLITIK

Die Menschen haben
Angst. Immer mehr Ba-
den-Württemberger sor-

gen sich massiv um ihren
Arbeitsplatz. Schon 15 Prozent
der Beschäftigten fürchten
ganz konkret umdie Sicherheit
des eigenen Jobs. Entsprechend
verwundert es kaum, dass fast
ein Drittel der Bürger davon
ausgeht, in den kommenden
Jahren Wohlstandsverluste er-
leidenzumüssen.

Klar ist: Die Krise kommt im-
mermehrbeidenMenschenan.
Während lange Zeit eher abs-
trakte Sorgen und eine allge-
mein schlechte Stimmung vor-
geherrscht haben, fühlen sich
inzwischen immer mehr Ba-
den-Württemberger ganz kon-
kret vondenAuswirkungender
dramatisch schlechten Wirt-
schaftslage bedroht. Die aktuel-
le Krise ist nicht nur eine beson-
dere,weil sienunschonseitdrei
Jahren andauert, sie greift mas-
siv die Substanz des Standorts
Deutschlands und noch mehr
des Autolands Baden-Württem-
bergan.

Wir erleben einen massiven
Strukturbruch in der Industrie.
Das wirtschaftliche Herz
Deutschlands ist schwer er-
krankt. Die Ursachen sind viel-
schichtig: Manche Dinge – zum
Beispiel die US-Zölle oder die
Konkurrenz aus China – lassen
sich kaum oder gar nicht än-
dern. Andere wie die Standort-
bedingungen bei uns, bürokra-
tische Belastungen, Energie-
preise und Arbeitskosten aber
durchaus.

Die Politik muss den Fokus
jetzt voll und ganz auf dieWirt-
schaft richten und alles dafür
tun, um die Unternehmen zu
entlasten, Innovationen zu för-
dernundWachstumzubegüns-
tigen. Aber auch Arbeitgeber
und Arbeitnehmer sind in der
Pflicht. Erstere müssen wieder
mehr im Inland investieren,
zweitere müssen dabei helfen,
dass dies möglich wird – auch
durchMehrarbeit und Verzicht
an der einen oder anderen Stel-
le.WenndieAngst nicht lähmt,
sondern aufrüttelt und wieder
in neuenMut umschlägt, könn-
te derMoment für Veränderun-
gen gekommen sein. Eine erste
Stimmungsaufhellung macht
durchausHoffnung.

t.hagenbucher@schwaebische.de

Aus Angst muss
Mut werden

Thomas Hagenbucher FOTO: SZ

BERLIN – Ein neuer Tiefpunkt
bei beschädigten oder verlore-
nen Paketen und Briefen ist er-
reicht. Nach vorläufigen Anga-
ben der Bundesnetzagentur
gingen bei ihr 2025 in den ers-
ten neun Monaten mehr als
44.000 kritische Wortmeldun-
gen über Postdienste ein. Das
waren so vielewie nochnie und
rund 40 Prozent mehr als im
Vorjahreszeitraum.Damalswa-
ren es circa 31.700 Beschwer-
den, imgleichenZeitraum2023
nur26.000. (dpa)WIRTSCHAFT

Rekord bei
Post-Beschwerden

ULM–MitteJanuarkönnenvie-
le Regionalzüge und der kom-
plette Fernverkehr den Ulmer
Hauptbahnhof zeitweise nicht
ansteuern.Wie die Bahn infor-
miert,beginntdieTeilsperrung
desBahnknotensam13.Januar
um 0 Uhr und endet am 19. Ja-
nuar um 5 Uhr. Während Rei-
sende aus Richtung Bodensee
und von der Ostalb tagsüber
Ulmweiterhindirekterreichen
können, endet Züge etwa aus
Sigmaringen oder Memmin-
gen imUmland. (ume)SÜDEN

Ulmer Bahnhof
bald gesperrt

Es war eine ungewöhnliche
Ehrung in Oslo: Den Frie-
densnobelpreis nahmnicht
die venezolanische Opposi-
tionspolitikerin María Cori-
na Machado selbst ent-
gegen, sondern ihre Toch-
ter. Stellvertretend für ihre
Mutter erhielt Ana Corina
SosaMachado aus den Hän-
den von JörgenWatne Fryd-
nes (links), dem Vorsitzen-
den des Nobelkomitees, die
Nobel-MedailleundeineUr-
kunde.Die 58-Jährige selbst
lebt seit der umstrittenen
Wiederwahl des linksnatio-
nalistischen Präsidenten
NicolásMaduro inVenezue-
laimUntergrundundkonn-
te an der Zeremonie nicht
teilnehmen. (AFP)POLITIK

Verleihung ohne
Preisträgerin

MÜNCHEN – Die neue Grund-
steuer ist laut Bundesfinanzhof
rechtens: Die Richter in Mün-
chen wiesen drei Klagen gegen
die Steuer als unbegründet ab.
Eine Vorlage an das Bundesver-
fassungsgericht komme nicht
in Betracht. Auf dem Prüfstand
stand das sogenannte Bundes-
modell, das inelfder16Bundes-
länder genutzt wird. Die Kläger
hatten eine zu ungenaue und
damit zu Ungerechtigkeiten
führende Datengrundlage ge-
rügt. (AFP)POLITIK

Grundsteuer
ist rechtens

FOTO: BORIS ROESSLER/DPA

Heute lesen Sie

Prinz-Reuß-Prozess
Bei der Fortsetzung des
„Reichsbürger“-Prozesses
gibt sich der Adlige reumü-
tig. POLITIK

LEUTKIRCH / ISNY / BAD WURZACH
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